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SCHWERPUNKTGRUPPE 1 

 
REGULIERUNG AUDIOVISUELLER INHALTE 

 

In ihrer Mitteilung über die Zukunft der europäischen Regulierungspolitik im 
audiovisuellen Bereich1 vertrat die Kommission die Auffassung, dass mittelfristig eine 
grundlegende Überarbeitung der Fernseh-Richtlinie2 geboten sein könnte, um den 
technologischen Entwicklungen und strukturellen Veränderungen des audiovisuellen 
Marktes Rechnung zu tragen. Abschließend kündigte die Kommission an, sie werde 
gemeinsam mit Sachverständigen (im Rahmen von Schwerpunktgruppen) untersuchen, 
ob auf Gemeinschaftsebene Änderungen der Bestimmungen über audiovisuelle Inhalte 
vorgenommen werden sollten. Die Schwerpunktgruppe 1 befasst sich mit den beiden 
Hauptaspekten, nämlich mit der sachlichen und der territorialen Zuständigkeit. 

1. SACHLICHE ZUSTÄNDIGKEIT 

1.1. Geltender Rechtsrahmen 

Für Fernsehdienste und für Dienste der Informationsgesellschaft gibt es derzeit 
unterschiedliche gemeinschaftsrechtliche Regelungen. Die Begriffsbestimmung einer 
„Fernsehsendung“ in Art. 1 Buchstabe a der Fernseh-Richtlinie erstreckt sich auf 
Dienstleistungen der Massenmedien, nicht jedoch auf individuelle Kommunikationen. 
Die beiden Kriterien in Artikel 1 Buchstabe a grenzen Fernsehdienste von Diensten der 
Informationsgesellschaft ab: zunächst einmal muss es sich um Fernsehprogramme 
handeln; gemeint sind also nur audiovisuelle Inhalte, genauer gesagt audiovisuelle 
Inhalte, die in Form eines linearen Programms übertragen werden. Eine Reihe von 
Vorschriften der Richtlinie – zur Einfügung von Werbung, zur Platzierung von Spots 
usw. – machen nur Sinn, wenn man sie auf ein lineares Programm bezieht. Das zweite 
Kriterium ergibt sich daraus, dass nur zum Empfang durch die Allgemeinheit bestimmte 
Programme erfasst sind, während Dienste auf „individuellen Abruf“ ausdrücklich vom 
Geltungsbereich der Fernseh-Richtlinie ausgenommen werden. Die in dieser 
Bestimmung genannten Beispiele (Fernkopierdienste, elektronische Datenbanken) 
machen deutlich, dass die Unterscheidung nach dem Kriterium erfolgt, ob es sich um 
eine Form der individuellen Kommunikation oder der Massenkommunikation handelt. 

                                                 
1  KOM (2003)784. 

2  Richtlinie 89/552/EWG des Rates in der Fassung der Richtlinie 97/36/EG. 
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Dementsprechend fallen Fernsehdienste unter die Fernseh-Richtlinie und nicht unter die 
Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr3  

1.2. Ist die derzeitige Regelung noch gerechtfertigt4? 

Während das Gemeinschaftsrecht Fragen der Übertragung und des Zugangs bei 
Rundfunk- und Telekomdiensten gleichermaßen  geregelt, unterscheiden sich die 
Regelungen für den Inhalt: die Fernseh-Richtlinie erstreckt sich nur auf 
Rundfunkdienste, schließt also NVOD (near video on demand, Video-Abruf mit 
individuellen Anfangszeiten) ein, VOD (video on demand, Video auf Abruf) jedoch aus. 
Die Rechtfertigung für sektorspezifische Regelungen für Fernsehdienste liegt in ihrer 
„Allgegenwärtigkeit“ und ihrer „besonderen Unmittelbarkeit der Bereitstellung 
audiovisueller Inhalte“. Dasselbe scheint aber für zahlreiche Dienste zu gelten, die im 
Internet oder über Mobilfunknetz - wie traditionelle lineare Fernsehprogramme auch - 
audiovisuelle Inhalte „auf Tastendruck“5 bereitstellen, genauso großen Einflusse sowie 
weite Verbreitung haben  und  unmittelbare suggestive Wirkung entfalten. Andere neue 
Dienste, die nicht von vielen Personen  zeitgleich empfangen werden, können dennoch 
erheblichen Einfluss auf die Gesellschaft haben. Dadurch entsteht eine Grauzone, die 
eine Diskussion über die angemessene Regelung verschiedenartiger Dienste erforderlich 
macht. 

• Eine erste Frage ergibt sich aus der Entwicklung neuer Netze (z. B. DSL, 3G), die 
Fernsehsignale senden können, ohne dass aus Zuschauersicht irgendein Unterschied 
zum herkömmlichen Fernsehen feststellbar wäre. Sollten sie deshalb trotz des 
technischen Hintergrunds als Rundfunk behandelt werden? 

• Wie könnte eine angemessene Regelung für audiovisuelle Inhalte aussehen, die 
interaktiv bereitgestellt werden? 

• Lässt sich dieser Entwicklung durch Überarbeitung und Klarstellung der Definition 
des Begriffes „Fernsehsendung“ in der Fernseh-Richtlinie Rechnung tragen oder 
brauchen wir einen allgemeineren übergreifenden Rahmen für audiovisuelle Inhalte 
mit abgestufter Regelungsdichte, wie ihn das Europäische Parlament im Perry-
Bericht6 verlangt? 

1.3. Anhand welcher Kriterien ließe sich ein künftiger Rechtsrahmen 
definieren? 

Einige Mitgliedstaaten haben bereits verschiedene Kategorien von Diensten abgegrenzt, 
so z. B. „Mediendienste“ oder „lizenzpflichtige Dienste“, die unterschiedlichen 
Anforderungen unterliegen. Diese Präzedenzfälle stellen nützliche Instrumente für die 
Analyse dar. 

                                                 
3  Richtlinie 2000/31/EG, deren Artikel 2 Buchstabe a wiederum auf die Transparenz-Richtlinie verweist 

(98/34/EG in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG).  

4  Siehe: KOM(2003) 784, Seite 16. 

5  Das heißt, der Empfänger kann die Inhalte, ihre Abfolge oder Zusammensetzung nicht auswählen oder 
beeinflussen. 

6  A5-0251/2003. 
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Zu überlegen ist, welche Methode bei der Abgrenzung des Geltungsbereichs etwaiger 
künftiger Regelungen zugrunde gelegt werden soll: Bei einem auf Kriterien beruhenden 
Ansatz, bei dem die zu erfassenden Dienste anhand allgemeiner und abstrakter Kriterien 
zu definieren wären, stellt sich das Problem, die geeigneten Kriterien zu finden. Dagegen 
könnte man positive oder negative Listen („Listen“-Ansatz), in denen die Mediendienste 
konkret anzugeben wären, die innerhalb bzw. außerhalb des Geltungsbereichs einer 
möglichen Regelung liegen sollten, kaum als technologieneutral betrachten; außerdem 
besteht die Gefahr, dass sie rasch von der Entwicklung überholt werden. Möglich ist 
auch eine Kombination beider Ansätze, also Festlegung von Kriterien und erläuternde 
Beispiele. 

• Ein erster Schritt könnte darin bestehen, die jetzige Begriffsbestimmung in der 
Fernseh-Richtlinie daraufhin zu untersuchen, ob sie im Hinblick auf Dienste wie Web-
casting oder das Streaming von Fernsehprogrammen klar genug ist. Dieses Problem 
sollte untersucht werden, um traditionelle Fernsehdienste klar abgrenzen zu können. 

• Welche Kriterien könnten als erheblich und maßgeblich für eine Definition von 
Massenkommunikations-Diensten angesehen werden, für die in Zukunft eine 
abgestufte Regelung denkbar wäre? Als Kriterien kämen beispielsweise in Frage: 
1) die Art der Übertragung (one to one im Gegensatz zu one to many); 2) die Anzahl 
der Nutzer; 3) die Art des bereitgestellten Inhalts, insbesondere im Hinblick auf den 
redaktionellen Inhalt und seine Bedeutung für die Bildung der öffentlichen Meinung 
(„Meinungsbildungsrelevanz“); 4) der Umfang der dem Benutzer zur Verfügung 
stehenden Auswahlmöglichkeiten; 5) der Umfang der Kontrolle, die er über das 
Programm (lineare Programmgestaltung) ausüben kann, und 6) die technischen Mittel, 
die bei der Bereitstellung des betreffenden Programms eingesetzt werden („Punkt-zu-
Mehrpunkt“ im Gegensatz zu „Punkt-zu-Punkt“).  

1.4. Abgestufte Regulierung - welche Folgen ergeben sich daraus? 

Für die Idee eines übergreifenden Rechtsrahmens spricht, dass einige der heute von der 
Fernseh-Richtlinie verfolgten politischen Ziele mittlerweile als grundlegende 
Mindeststandards anzusehen sind, denen audiovisuelle Inhalte – unabhängig von der Art 
der Bereitstellung - entsprechen müssen. Die im vorigen Jahr durchgeführte öffentliche 
Anhörung hat gezeigt, dass beispielsweise der Schutz von Minderjährigen und der 
Menschenwürde (z. B. Verbot der Aufstachelung zum Hass) und das Recht auf 
Gegendarstellung eine derart breite allgemeine Akzeptanz genießen. Andere, 
detailliertere Bestimmungen sind durch die besondere gesellschaftliche Bedeutung von 
Fernsehdiensten gerechtfertigt. Notwendige Folge einer möglichen Ausdehnung des 
Geltungsbereichs der Fernseh-Richtlinie mit dem Ziel, sie durch eine Inhalte-Richtlinie 
zu ersetzen, dürfte die Einführung eines abgestuften Regelungsansatz sein. 

Die Abstufung lässt sich unter verschiedenen Gesichtspunkten diskutieren. 
Unterschiedliche Einteilungen im Hinblick auf die Art des Dienstes sind denkbar; die 
Frage der Abstufung kann aber auch unter dem Gesichtspunkt der rechtlichen 
Verpflichtungen, die auferlegt werden sollen, oder im Hinblick auf die Regulierungsart 
untersucht werden: strikte Regulierung, Koregulierung oder Selbstregulierung. 

• Zunächst einmal ist zu berücksichtigen, dass sich Rechtsvorschriften für den 
audiovisuellen Bereich und horizontale Rechtsvorschriften – wie z. B. die 
strafrechtlichen Bestimmungen der Mitgliedstaaten – ergänzen. 
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• Welche Kriterien würden eine abgestufte Regelung erfordern und rechtfertigen? Die 
Zahl der Nutzer könnte als eine Art von „Minimal“-Kriterium eingeführt werden, so 
dass Fernsehveranstalter, die weniger als einen bestimmten Zuschaueranteil erreichen, 
von einigen Verpflichtungen freigestellt würden (z. B. von den quantitative 
Werbevorschriften oder von Kapitel III der Richtlinie). Ferner könnte man bei einer 
etwaigen allgemeinen Regelung für Inhalte danach unterscheiden, ob das Angebot 
linear oder nicht linear bereitgestellt wird. Neben diesen besonders offensichtlichen 
Aspekten könnten in der Tat bei der Erarbeitung einer abgestuften Regelung alle im 
letzten Punkt der Ziffer 2.3 genannten Kriterien diskutiert werden und zwar 
hinsichtlich ihrer Relevanz für einen derartigen  Ansatz . Die Sprache des Programms 
kann ebenfalls von Bedeutung sein: Gemäss  Erwägungsgrund 29 fallen Sender, die 
sämtliche Programme in einer anderen als einer Sprache der Mitgliedstaaten 
ausstrahlen, nicht unter die Artikel 4 und 5 der Fernseh-Richtlinie; bei Sendern, die 
vorwiegend Programme in einer anderen als einer Sprache der Mitgliedstaaten 
ausstrahlen, fällt nur der in einer EU-Sprache gesendete Anteil ihrer Programme unter 
diese Artikel. Ist diese Bestimmung zweckmäßig? Sollten diese Programme auch von 
anderen Bestimmungen der Richtlinie ausgenommen werden? 

1.5. Sollte die abgestufte Regelung durch ein oder mehrere 
Rechtsinstrumente erreicht werden? 

Wenn man die Ausarbeitung eines übergreifenden Rechtsrahmens für audiovisuelle 
Inhalte – unabhängig von ihrem Übertragungsweg - für notwendig hält, so bleibt noch zu 
entscheiden, in welcher Form dies geschehen sollte. 

• Sollte es eine Richtlinie geben, in der alle Arten von Mediendiensten geregelt sind, 
oder wären getrennte Rechtsinstrumente für die verschiedenen Dienste besser? 

• Sollten eine oder mehrere Richtlinien durch andere Instrumente (z. B. Empfehlungen) 
ergänzt werden? 

 

2. TERRITORIALE ZUSTÄNDIGKEIT - RECHTSHOHEIT 

Das Herkunftslandprinzip ist das Grundprinzip der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“. 
Die Fernsehveranstalter dürfen nur den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
unterliegen.. Die Mitgliedstaaten dürfen zwar strengere Maßnahmen für die 
Fernsehveranstalter vorsehen, die ihrer Rechtshoheit unterworfen sind, sie dürfen ihre 
nationalen Regelungen jedoch nicht auf Fernsehsendungen anwenden, die der 
Rechtshoheit eines anderen Mitgliedstaats unterliegen. Dies ist die notwendige 
Voraussetzung für die Verwirklichung des Binnenmarktes, ohne rechtliche Hindernisse 
für den freien Verkehr von Fernsehsendungen. Auf diese Weise können die 
Fernsehveranstalter die wirtschaftlichen Vorteile des Binnenmarkts in vollem Umfang 
nutzen. Außerdem wird dadurch der freie Verkehr von Informationen und Ideen in der 
gesamten Europäischen Union gefördert. 

Fragen tauchten in verschiedenen Zusammenhängen auf. Erstens gab es bei der 
Anwendung strengerer nationaler Regelungen, z. B. in den Bereichen Werbung oder 
Jugendschutz Probleme. Zweitens wurde die Frage aufgeworfen, ob spezielle, auf den 
Markt eines anderen Mitgliedstaats abzielende Werbefenster zulässig sind. In vielen 



5 

Fällen spielt die Tatsache eine Rolle, dass in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten 
dieselbe Sprache gesprochen wird. 

Eine mögliche Lösung könnte darin bestehen, einige der in Artikel 2 verwendeten 
Begriffe zu ersetzen. 

2.1. Wesentlicher Teil des Sendepersonals 

Der Begriff „wesentlicher Teil des Sendepersonals“ wird unterschiedlich ausgelegt. 

Für die Kommission ist klar, dass ein „wesentlicher Teil“ nicht notwendigerweise die 
Mehrheit sein muss. Der Begriff bezieht sich auf den Umfang des Personalbestands und 
bezeichnet einen wesentlichen Teil des gesamten Personalbestands. Es ist somit möglich, 
dass es mehrere wesentliche Teile gibt. 

• Sollte dieses Kriterium geklärt werden? Wäre es besser, wenn derjenige Mitgliedstaat 
die Rechtshoheit ausüben würde, in dem die Mehrheit des Personals eines bestimmten 
Senders tätig ist? 

2.2. Redaktionelle Entscheidungen 

Die Begriffsbestimmung des „Fernsehveranstalters“ in der Richtlinie „Fernsehen ohne 
Grenzen“ beruht auf der Idee der „redaktionellen Verantwortung für die 
Zusammensetzung von Fernsehprogrammen“; als Kriterium für die Rechtshoheit stellt 
die Richtlinie ab auf den Ort, an dem die „redaktionellen Entscheidungen über das 
Programmangebot“ getroffen werden (Art. 2 Absatz 3 Buchstabe b), und auf den Ort, an 
dem gewöhnlich die „Entscheidungen über die Programmgestaltung“ getroffen werden 
(12. Erwägungsgrund). 

Nicht immer ist klar, wie diese Kriterien auszulegen sind: das Spektrum der möglichen 
Auslegungsvarianten reicht von einer einmal jährlich getroffenen strategischen 
Entscheidung bis hin zur Festlegung des Tagesprogramms im Rahmen des normen 
Geschäftsbetriebs eines Fernsehveranstalters. 

• Sollten diese Kriterien näher erläutert werden? Wären sie überhaupt noch notwendig, 
wenn man auf die Mehrheit des Sendepersonals abstellen würde? 

2.3. Erd-Satelliten-Sendestation – Übertragungskapazität eines Satelliten 

Artikel 2 Absatz 4 der Fernseh-Richtlinie sieht folgende Reihenfolge der Kriterien vor:  

- Nutzung einer dem Mitgliedstaat gehörenden Übertragungskapazität eines Satelliten, 

- Nutzung einer Erd-Satelliten-Sendestation in einem Mitgliedstaat.  

Die meisten Drittländer-Programme nutzen die Satellitenkapazitäten von Eutelsat oder 
Astra. Deshalb führt die in Artikel 2 Absatz 4 vorgesehene Reihenfolge der Kriterien in 
der Praxis dazu, dass vor allem zwei Mitgliedstaaten die Rechtshoheit über die meisten 
Drittländer-Programme ausüben, die in Europa empfangen werden können, obgleich 
diese Länder – nämlich Frankreich und Luxemburg – unter Umständen kaum Kontakt zu 
den Anbietern der Inhalte haben. 

• Sollte geprüft werden, ob die Beziehungen eines Fernsehveranstalters zu dem Land, in 
dem er eine Erd-Satelliten-Sendestation nutzt, enger sind als diejenigen zu dem Land, 
dem die Übertragungskapazität des Satelliten gehört? Wenn ja, sollte die Reihenfolge 
umgekehrt werden? 
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2.4. Klarstellung von Artikel 2 Absatz 6 der Fernseh-Richtlinie 

Nach Artikel 2 Absatz 6 gilt die Richtlinie nicht für Fernsehsendungen, die 
ausschließlich zum Empfang in Drittländern bestimmt sind und die nicht unmittelbar 
oder mittelbar von der Allgemeinheit in einem oder mehreren Mitgliedstaaten empfangen 
werden. 

Obgleich viele Drittland-Programme von europäischen Satelliten übertragen werden, ist 
ein Empfang dieser Programme in Europa nur mit einer Parabolantenne möglich, deren 
Durchmesser mindestens einen Meter beträgt. 

Sollte Artikel 2 Absatz 6 der Richtlinie wie folgt klargestellt werden, um diese 
Programme von dem Geltungsbereich der Richtlinie auszuschließen? „Diese Richtlinie 
gilt nicht für Fernsehsendungen, die ausschließlich zum Empfang in Drittländern 
bestimmt sind und die bei Verwendung normaler/Standard-Verbrauchergeräte nicht 
unmittelbar oder mittelbar von der Allgemeinheit in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten empfangen werden.“ 

2.5. Erteilung digitaler terrestrischer Lizenzen 

Mit der Einführung des digitalen Fernsehens haben mehrere Mitgliedstaaten 
Lizenzsysteme für digitale terrestrische Übertragungen geschaffen, die im Einklang mit 
dem Paket „elektronische Kommunikation“ auch inhaltsbezogene Bestimmungen 
enthalten: Gemäß der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie) können die 
Mitgliedstaaten nationale Verfahren einführen, wenn in einem bestimmten Bereich die 
Nachfrage nach Funkfrequenzen größer als das verfügbare Angebot ist. Zu den 
Bedingungen, die an Frequenznutzungsrechte geknüpft werden können, zählt u. a. die 
„ausschließliche Nutzung einer Frequenz für die Übertragung eines bestimmten Inhalts 
oder bestimmter audiovisueller Dienste“ (siehe: Anhang der Genehmigungsrichtlinie). 

Besitzt ein Fernsehveranstalter bereits eine Lizenz für ein Satellitenprogramm und 
beantragt er in einem anderen Mitgliedstaat eine digitale terrestrische Frequenz, so 
könnte sich das Problem stellen, dass dieser Fernsehveranstalter, der bereits eine Lizenz 
besitzt, nach dem System für die Zuteilung digitaler terrestrischer Frequenzen eine 
zweite Lizenz beantragen muss und dass ihm dabei möglicherweise andere 
Verpflichtungen auferlegt werden. Darüber hinaus könnten zwei verschiedene 
Mitgliedstaaten die Einhaltung dieser unterschiedlichen Verpflichtungen kontrollieren. 

• Sollte dieses Problem in der Richtlinie geklärt werden? 

2.6. Anwendbarkeit horizontaler Rechtsvorschriften und Maßnahmen zur 
Verhinderung der Umgehung der Rechtsvorschriften durch 
Fernsehveranstalter 

In den Artikeln 43 bis 48 des Vertrages ist das grundlegende Recht der 
Niederlassungsfreiheit verankert. Im Allgemeinen können sich Fernsehveranstalter daher 
die Mitgliedstaaten aussuchen, in denen sie sich niederlassen wollen. Zwar können die 
Mitgliedstaaten nach Artikel 3 der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ für 
Fernsehveranstalter, die ihrer Rechtshoheit unterworfen sind, strengere Bestimmungen 
vorsehen, doch ist es den Fernsehveranstaltern freigestellt, sich in dem Staat 
niederzulassen, der ihrer Ansicht nach die am wenigsten strengen Bestimmungen besitzt; 
nach dem Grundsatz des Herkunftslandes unterliegt der Fernsehveranstalter dann der 
Rechtshoheit dieses Mitgliedstaats. 
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Der Gerichtshof hat einerseits klargestellt, dass die Mitgliedstaaten auf Sendungen aus 
anderen Mitgliedstaaten keine Bestimmungen anwenden dürfen, die speziell dazu dienen, 
den Inhalt der Fernsehwerbung zu kontrollieren, wodurch eine zweite Kontrolle 
zusätzlich zu derjenigen eingeführt würde, die der Sendemitgliedstaat gemäß der 
Richtlinie vorzunehmen hat. Andererseits hat der Gerichtshof ausgeführt, dass die 
Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ es einem Mitgliedstaat nicht verwehrt, zum 
Zwecke des Verbraucherschutzes gegen irreführende Werbung Maßnahmen gegen 
Werbetreibende zu ergreifen (z. B. Verbote und Anordnungen) und zwar auch im 
Hinblick auf Werbung, die von einem anderen Mitgliedstaat aus ausgestrahlt  wird. 
Bedingung hierfür ist allerdings, dass diese Maßnahmen nicht die Weiterverbreitung von 
Fernsehsendungen aus dem anderen Mitgliedstaat verhindern7. 

Außerdem hat der Europäische Gerichtshof in mehreren Fällen8 festgestellt, dass ein 
Mitgliedstaat die Rechtshoheit über einen in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassenen Fernsehveranstalter für sich beanspruchen kann, wenn dessen 
Fernsehdienste auf das Gebiet des ersten Mitgliedstaats ausgerichtet sind und wenn diese 
Niederlassung nur erfolgt ist, um sich den Regelungen dieses Mitgliedstaats zu 
entziehen:  
„Ein Mitgliedstaat [kann] eine Hörfunk- und Fernsehanstalt, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 
niederlässt, um dort für das Gebiet des ersten Staates bestimmte Dienstleistungen zu erbringen, als eine 
inländische Sendeanstalt ansehen …, denn durch diese Maßnahme soll verhindert werden, dass sich die 
Anstalten, die sich in einem anderen Mitgliedstaat niederlassen, mittels der Ausübung der im Vertrag 
garantierten Freiheiten in missbräuchlicher Weise den Verpflichtungen entziehen können, die sich aus den 
inländischen Rechtsvorschriften ergeben“9. 

Außerdem hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, dass „ein Mitgliedstaat zwar 
berechtigt (ist), Maßnahmen zu treffen, die verhindern sollen, dass sich einige seiner 
Staatsangehörigen unter Missbrauch der durch den EG-Vertrag geschaffenen 
Möglichkeiten der Anwendung des nationalen Rechts entziehen…“10.  Diesem Urteil 
folgend muss das missbräuchliche oder betrügerische Verhalten der Betroffenen aber im 
Einzelfall und auf der Grundlage objektiver Kriterien bewiesen werden11.  

Dass der Fernsehveranstalter die Absicht hatte, mit der Wahl seiner Niederlassung die 
Rechtsvorschriften zu umgehen, ist jedoch zu beweisen. Die Richtlinie enthält keine 
Kriterien für die Führung dieses Beweises. 

• Könnte die Sprache, in der ein Programm gesendet wird, ein geeignetes Kriterium für 
die Beurteilung durch die Mitgliedstaaten sein, ob eine Sendung auf einen bestimmten 
Mitgliedstaat ausgerichtet ist?  

• Sollte das Verfahren des Artikels 2a der Richtlinie auf andere als die derzeit erfassten 
Fälle (ernsthafte Beeinträchtigung der Entwicklung von Minderjährigen) erstreckt 
werden, in denen ein übergeordnetes öffentliches Interesse besteht? 

                                                 
7  Rechtssachen C-34/95, C-35/95 und C-36/95, De Agostini. 

8  Rechtssache C-33/74, Van Binsbergen/Bestuur van de Bedriefsvereinigung und Rechtssache C-23/93, 
TV 10 SA /Commissariaat voor de Media,  Randnummer 21. 

9  Rechtssache C-23/93, TV 10 SA/Commissariaat voor de Media, Randnummer 21. 

10  Rechtssache C-212-97 Centros Ltd gegen Erhvervs- og Selskabsstyrelsen, Randnummer 24. 

11  ebd. Randnummer 25. 
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